
Tino Müller, MdL

Den nunmehr zweiten An-
trag stellte die NPD-Fraktion 
gegen die Privatisierung und 
den Ausverkauf der Deut-
schen Bahn.

Seite 2

www.npd-fraktion-mv.de

Der Ordnungsruf
Hier sprechen wir!
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Mitteilungsblatt der NPD-Landtagsfraktion in Mecklenburg-Vorpommern

Im Gespräch mit dem NPD-
Fraktionsvorsitzenden über 
die Ursachen der aktuellen 
Finanzkrise und nationale 
Alternativen zum liberal-ka-
pitalistischen System.
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Die NPD-Fraktion brach-
te den Antrag „Antigerma-
nismus bekämpfen“ in den 
Landtag ein. Systempartei-
en, Landtagsverwaltung und 
Presse tobten. 
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Schon im Vorfeld sorgte 
unser Antrag „Antigerma-
nismus bekämpfen“ für 
Wirbel im „parlamentari-
schen Hühnerstall“. Un-
geachtet des massiven 
Drängens der Landtags-
präsidentin Bretschneider 
und aller „politisch-kor-
rekten“ Fraktionen des 
Altparteien-Kartells wurde 
der Antrag trotz Schwär-
zung einzelner Passagen 
nicht zurückgezogen. Die 
End-Zensur sollte jedoch 
zum Ende der 56. Land-
tagssitzung stattfinden:

Nachdem ich mit mei-
ner Rede begann, ver-
suchte Klaus-Michael 
Körner von der SPD  
mich vor dem Rednerpult 
durch Zwischenrufe aus 
der Ruhe zu bringen. Im 
Laufe eines Debatten-
beitrags erhielt ich zwei 
Ordnungsrufe, deren Be-
gründung, ich betreibe 
„Geschichtsfälschung“, 
an Fadenscheinigkeit 
nicht zu überbieten ist. 
Als ich die Zusammen-
hänge von antideutscher 
Hetze weiter darlegen 
wollte, entzog mir die 
parteiische Landtagsprä-
sidentin das Wort. Trotz-
alledem übte ich mein 
Recht auf freie Rede 
weiterhin aus. Die Quit-
tung war, daß ich für die 
nächsten drei Landtags-
sitzungen ausgeschlos-
sen wurde. Dies passiert 
also, wenn entschieden 
gegen die Herabset-
zung und Abwertung 
unseres Deutschtums 
Stellung bezogen wird.
Schlußendlich bewies 
der „Musterdemokrat“ 
Körner wiederum sein 
Verständnis vom „coura-
gierten Gutmenschen“, 
indem er mich mit einem 
Zwischenruf als „Kinder-
schänder“ bezeichnete. 
Daraufhin erstattete ich  
gegen diesen niveaulo-
sen Herrn Strafanzeige 
wegen Beleidigung.

Meinungs-
freiheit?

Die internationale Krise 
der Finanzmärkte hat das 

Ende des skrupellosen 
Kapitalismus eingeläutet 

– ein System, das auf Pro-
fit, Betrug und Täuschung 

beruht.

Das ganze Börsensystem 
gleicht einem überdi-

mensionalen Spielkasino, in 
dem Wetten abgeschlossen 
werden. Wer Instinkt hat, 
ob sich eine Branche ent-
wickelt, setzt einfach einen 
entsprechenden Einsatz und 
verdient sich eine goldene 
Nase. Wer wirkliche Werte 
schafft, wird einfach abge-
speist. Unser Land wird von 
diesen Glücksspielern ver-
schachert.

 
Wer im wirklichen Le-

ben nur spekuliert, gilt als 
Traumtänzer. Für Banken 
ist die Spekulation Prinzip. 
Was wir durch harte Arbeit 
Tag für Tag verdienen und 
ansparen, das wird von den 
Banken verspekuliert. Geld-
institute vergeben Kredite, 
finanzieren Geschäfte, von 

denen immer die gleichen 
Personengruppen profitie-
ren. Man spekuliert auf dem 
Börsenparkett mit Geldmen-
gen, die es in Wirklichkeit 
gar nicht gibt. 

„Wir müssen diesem Wirt-
schaftssystem vertrauen“. 
Das predigen uns die Po-
litiker Tag für Tag. Unsere 
Spareinlagen seien sicher. 

Deutschland habe das si-
cherste Bankensystem der 
Welt. Ruhe sei die erste Bür-
gerpflicht. 

Wenn heute alle Spar-
einlagen in bar eingefordert 
würden, dann würde das ge-
samte Wirtschaftssystem auf 
einen Schlag zusammenbre-
chen. Die derzeitige Krise de-
monstriert diese Entwicklung. 

Landwir tschaftsminister 
Dr. Till Backhaus (SPD) 

ist stets dann abwesend, 
wenn die Anwesenheit sei-
ner Person eigentlich gebo-
ten wäre. 

So auch in der Debatte um 
einen Antrag der NPD-Frak-
tion (Drucksache 5/1962) mit 
dem Titel „Deutsche Fischer 
schützen – Fangausfälle 
durch Kormoranpopulation 
vermindern“. Spätestens 
hierbei hat sich der selbst-
ernannte „Schutzpatron“ 
der deutschen Fischer, der 
als Fachminister wiederum 
durch Abwesenheit glänzte, 
disqualifiziert. 

So ist ihm leider entgan-
gen, daß seine am 01. Au-
gust 2007 in Kraft getretene 
neue Kormoran-Landes-
verordnung nur wenig zum 
Wohl der Fischer beiträgt.

Durch die erhöhte Kormo-
ranpopulation in unserem 
Bundesland werden von 
der fischfressenden Vogel-
gattung jährlich ca. 10.000 

Erneuter Vorstoß zum Schutz deutscher Fischer 

Banken verstaatlichen

Eine Bank hat der anderen 
Geld geliehen. Wenn irgend 
jemand Bares sehen will, 
dann bricht das System wie 
ein Kartenhaus zusammen. 

Die NPD-Landtagsfraktion 
hat deshalb in einem Antrag 
die Verstaatlichung der Ban-
ken gefordert. Der Staat und 
seine durch das Volk legiti-
mierten Institutionen müs-

sen die Finanzströme kon-
trollieren. Gewinne haben 
der Gemeinschaft zugute zu 
kommen und nicht Börsen-
spekulanten. 

Der NPD-Fraktionsvorsit-
zende Udo Pastörs betonte: 
„Die derzeitige grundsätzli-
che Krise des Systems der 
liberal-kapitalistischen Wirt-
schaft gefährdet das Allge-
meinwohl in erheblichem 
Umfang. Sparer und Anleger 
leben in Sorge und bangen 
um die Früchte ihrer Arbeit. 
Der hemmungslose Kapita-
lismus hat zu einer enormen 
Privatisierung von Gewinnen 
geführt, während jetzt die 
Verluste von der Allgemein-
heit getragen werden sollen. 

Um diesen Zustand zu 
beenden, ist eine Vergesell-
schaftung der Banken erfor-
derlich. Die Finanzwirtschaft 
muß zukünftig am Wohl des 
Volkes orientiert sein. Diese 
Möglichkeit, die inzwischen 
von zahlreichen Volkswirt-
schaftlern befürwortet wird, 
sieht das Grundgesetz aus-
drücklich vor.“

Tonnen Fisch aus den Ge-
wässern weggefressen. 
Dabei gilt die allgemeine 
Zulassung von Tötungs- und 
Vergrämungsmaßnahmen 

nur an fischereiwirtschaftlich 
genutzten Binnengewässern 
und Teichwirtschaften, da-
gegen nicht an den Küsten. 
Doch hier verweilen etwa 
80 Prozent aller Brutpaare 
und Durchzügler. Es ist da-
her unumgänglich, daß die 
örtlichen Beschränkungen 
in der Kormoran-Landesver-
ordnung aufgehoben werden 
müssen. 

Das Küstenland Meck-
l e n b u r g -Vo r p o m m e r n 
bald ohne einheimische 
Fischer?  

Die erhöhte Kormoran-Po-
pulation ruft erhebliche Fan-
gausfälle hervor. Darüber 
hinaus müssen Fischer und 
mittelständische Fischfang-
betriebe nunmehr abwägen, 
ob es sich angesichts der für 
2009 von der EU festgeleg-
ten Fangquoten überhaupt Jeder Kormoran frißt am Tag ungefähr ein halbes Kilo Fisch!

Der Kapitalismus bricht zusammen wie ein Kartenhaus

noch lohnt, dem klassischen 
Berufsfischfang zu nachzu-
gehen. Verschärft wird die 
Situation durch gestiegene 
Fixkosten: Im Vorjahresver-
gleich sind die Aufwendun-
gen für Diesel fast um das 
Doppelte - von 36 Cent je 
Liter auf nunmehr 70 Cent je 
Liter! - gestiegen. 

Die NPD-Landtagsfrakt-
ion versuchte bereits in zwei 
Anträgen mit den Titeln 
„Deutsche Ostseefische-
rei sichern“ (Drucksache 
5/1792) und „Piratenfische-
rei polnischer Fangflotten 
in der Ostsee verurteilen 
– EU-Auflagen durchsetzen“ 
(Drucksache 5/933), Beiträ-
ge für den Erhalt der deut-
schen Ostseefischerei zu 
leisten. 

Alle drei von der NPD-
Fraktion eingebrachten An-
träge wurden einstimmig 
von den Blockparteien abge-
lehnt. Sie tragen damit ent-
scheidende Verantwortung 
dafür, wenn demnächst kein 
einziger deutscher Fischer 
mehr seinen Fang an Land 
ziehen wird.

„Kormoranpopulation vermindern“
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Flucht und 
Vertreibung

Das Bundesland Meck-
lenburg-Vorpommern 

ist ein dünnbesiedeltes Flä-
chenland. Punkt. Dies ist 
anscheinend für die abge-
hobenen Altpolitiker kaum 
Anlaß genug, die haupt-
sächlich negativen Auswir-
kungen einer Privatisierung 
der Deutschen Bahn für die 
Menschen unserer Heimat 
ernst zu nehmen.

Der mit einer Privatisierung 
verbundene Börsengang der 
Deutschen Bahn AG mu-
tet wie ein Harakiri an. Die 
Fraktion der NPD begegne-
te dem volkswirtschaftlichen 
Selbstmord mit einem An-
trag („Börsengang der Deut-
schen Bahn AG verhindern“, 
Drucksache 5/1960). Denn 
nur politische Blinde können 
verkennen, daß der geplan-
te Börsengang ein von den 
Systemparteien in Kauf ge-
nommenes Hasardspiel ist 
– auf Kosten des Volkes und 
zugunsten der Profitinteres-
sen weniger.

Eine bereits 1994 in Groß-
Britannien erfolgte Privati-

sierung des Bahnwesens 
mußte 2002 rückgängig ge-
macht werden. Die privaten 
Betreiber waren schon ein 
Jahr nach dem Rückzug des 
Staates an die Börse ge-
gangen. Nachdem sie um-
gerechnet 6 Milliarden Euro 
Schulden angehäuft hatten, 
kam, was kommen mußte: 
der Konkurs. In der Zwi-
schenzeit bezuschußte der 
britische Staat den Schie-

nenverkehr trotz alledem 
mit jährlich umgerechnet 19 
Millionen Euro. Streiks, Ver-
spätungen und Zugunfällen 
konnte damit jedenfalls nicht 
Einhalt geboten werden. Der 
Schuldenberg wird nach die-
sem Wahnsinn vom Steu-
erzahler abgebaut werden 
müssen.

Eine funktionstüchtige 
Bahninfrastruktur ist auch 

für die Mobilität der Mecklen-
burger und Pommern, ins-
besondere für jene, die sich 
kein Auto leisten können, 
von enormer Bedeutung. Die 
Folgen einer vornehmlich an 
Renditeinteressen ausge-
richteten Bahn wären:

► unprofitable Bahnstrek-
ken werden geschlossen; 

► um die Rendite in die 
Höhe zu treiben, wird das 
Personal weiter ausgedünnt;

► das Bahnhofs – und 
Schienennetz wird weiter 
abgebaut.

Bereits im September 
2007 hatte die NPD-Frakti-
on einen Antrag gegen die 
Bahnprivatisierung gestellt, 
um einen Gang auf das rut-
schige, spekulative Börsen-
parkett verhindern zu helfen. 
Nun ist die Finanzkrise da – 
jedoch von Einsicht bei den 
Herrschenden keine Spur. 
Beide Male stellten sich die 
etablierten Parteien quer 
und lehnten ab.

Als die Landesregie-
rung mit dem Antrag 

„Flucht und Vertreibung 
der Deutschen im Unter-
richt angemessen behan-
deln“ aufgefordert wurde, 
das Thema verpflichtend 
in den Lehrplan einzubau-
en, hatte man die Kom-
mentare der „Demokraten“ 
schon in den Ohren: „Auf-
rechnen der Opfer“, „Al-
leinkriegsschuld“ und an-
dere Totschlag-Argumente 
würden angeführt werden. 
Und tatsächlich: Nur um zu 
verhindern, daß die Ver-
treibung der Deutschen 
aus den Gebieten jenseits 
von Oder und Neiße als 
völkerrechtswidriger Akt 
dargestellt wird, bediente 
man sich dieser Ausreden. 
Es paßt eben nicht in das 
Weltbild jener Damen und 
Herren, wenn Deutsche 
plötzlich keine „Täter“ mehr 
sind.

In der Begründung des 
Antrags hieß es: 

„Das Bewußtsein für 
das Schicksal der deut-
schen Vertriebenen nimmt 
durch eine Verschiebung 
der bundesdeutschen 
Gedenkkultur, die die 
Deutschen nur als Täter 
einstuft, dramatisch ab. 
Andere Bundesländer [...], 
haben diese Schieflage er-
kannt und das Thema Ver-

treibung zum Pflichtthema 
gemacht.

Eine moralische Legiti-
mierung der Vertreibung 
durch vorhergehende 
Kriegsereignisse, wie sie 
in den Schulbüchern fest-
zustellen ist, bedeutet eine 
grundsätzliche Billigung 
von Flucht und Vertrei-
bung als Mittel der Politik. 
Ein solches Werturteil darf 
Schülerinnen und Schülern 
nicht vermittelt werden.“

Die Reaktion des Sy-
stems auf diesen Antrag 
fügt sich nahtlos in jene 
Kette „demokratischer Ri-
tuale“ ein, die von einsei-
tigen Gedenkansprachen 
über die Finanzierung 
einseitiger Geschichtsbe-
trachtung bis hin zur rituali-
sierten Bußestunde für die 
Opfer des „antifaschisti-
schen Widerstands“ reicht. 

Die sich sonst so ge-
schichtsbewußt gebende 
Politikerkaste reißt sich die 
Maske immer wieder selbst 
vom Gesicht. Wenn sie der 
NPD-Fraktion vorwirft, die 
Geschichte nur einseitig 
zu betrachten, vergißt sie 
dabei, daß gerade in ihrer 
Sicht auf die Geschichte 
andere Erkenntnisse und 
Wertungen als die von den 
Deutschen als Tätervolk 
keinen Platz finden.  

Geschichte dominiert un-
ser Leben in allen Berei-

chen. Wenn man sich etwa 
gegen eine überhand neh-
mende Einwanderung wen-
det, dann heißt es: Denk an 
die Geschichte… Wenn man 
sich stolz zu seinem Volk 
bekennen will, dann wird die 
Geschichte zitiert, um den 
Betreffenden zu zügeln. Wer 
einen Elitebegriff wiederbe-
leben will, wird an die Ge-
schichte erinnert. Und von 
Rassen und Völkern „darf“ 
man nicht sprechen – wegen 
der Geschichte.

Da müßte man glauben, 
daß diese Geschichte, es 
handelt sich vornehmlich um 
die Zeit zwischen 1933 und 
1945, wissenschaftlich auf-
gearbeitet ist wie keine an-
dere. Zur Geschichtswissen-
schaft gehört, wenigstens 
die letzten zweihundert Jah-
re, das Quellenstudium. Je-
de zugängliche Quelle muß 
erschlossen und bewertet 

werden, um zu einem Urteil 
über historische Ereignis-
se zu kommen. Finden sich 
neue Dokumente, muß ein 
bestehendes Urteil womög-
lich revidiert werden.

Diese grundlegende Re-
gel gilt jedoch für die Ge-
schichtsschreibung des Drit-
ten Reiches nicht. Ergebnis-
se, wie etwa die Frage des 
Kriegsausbruches, sind für 
diesen Zeitabschnitt durch 
Strafvorschriften geregelt. 
Weitere Befragungen wis-
senschaftlicher Ergebnisse 
werden erschwert, indem 
Archivbestände noch heute 
gesperrt sind.

Dies veranlaßte die NPD 
einen Antrag auf Öffnung 
sämtlicher Archive zu stel-
len. Betroffen sind davon 
auch Bestände, die zur 
mecklenburgischen und 
pommerschen Vertreibungs-
geschichte Auskunft geben 
könnten. 

Archive zur 
Zeitgeschichte öffnen

(Privatisierungs-) Wahn 
erfaßt die Bahn

NPD bringt zweiten Antrag gegen Bahn-Ausverkauf ein 

Die Systemparteien 
diskutieren seit längerem 
eine kleine „Auffrischung“ 
des Plenarsaales, zu-
nächst einmal unter Aus-
schluß der Öffentlichkeit. 
Je nach Geschmack 
konnten sich die Vertreter 
von CDU, SPD, FDP oder 
Linke vorstellen, etwa bis 
zu 6,5 Millionen Euro für 
die Sanierung auszuge-
ben.

Die NPD-Fraktion fand, 
daß man über solche 
Summen doch besser öf-
fentlich debattieren sollte 
und beantragte, die „Um-
baupläne zur Luxussanie-
rung des Plenarsaales“ 
offenzulegen. Und siehe 
da, der Antrag kam in den 
Geschäftsgang und die 
Zeitungen nahmen sich 
des bis dahin unter der 
Decke gehaltenen The-
mas an. Das war natürlich 
„reiner Zufall“.

In seiner Debatten-
rede konfrontierte der 
NPD-Abgeordnete Ste-
fan Köster das Plenum 
mit der Kritik der NPD: In 
Zeiten knapper Kassen 
müsse man Sanierungs-
maßnahmen auf das al-
lernötigste beschränken. 
Landtagspräsidentin Syl-
via Bretschneider machte 
in ihrer Antwort deutlich, 
was für sie „lebensnot-
wendig“ ist: Zum Beispiel 
eine Klimaanlage.

Luxus- 
Sanierung

Subventionsruinen wie 
die CD-Werke in Das-

sow, der „Snow-Fun-Park“ 
in Wittenburg und der „Zu-
kunftspark“ in Nieklitz sind 
Glieder in einer Kette ver-
fehlter Förderpolitik. Verfehlt 
deshalb, weil die Entwick-
lungen in den Unternehmen 
vom Land offensichtlich nicht 
entsprechend begleitet und 
eingeschätzt wurden. Eine 
richtige Kontrolle fehlte und 
so wird immer erst reagiert, 
wenn das Kind schon fast 
auf dem Grunde des Brun-
nens angekommen ist.

Aber damit nicht genug: 
Es ist schon erstaunlich, 
wie brav auch Mecklenburg-
Vorpommern das 500-Milli-
arden-Euro-Rettungspaket 
für die Hochfinanz abseg-
nete und weiterhin willig ist, 
das 50 Milliarden schwere 

Konjunktur-Paket ebenfalls 
abzusegnen. Nutznießer da-
von wären wieder einmal die 
Falschen, und zwar die inter-
national agierenden Groß-
konzerne. 

Ein Beispiel: Die Adam 
Opel AG „Deutschland“ mit 
ihren Werken in Rüssels-
heim, Eisenach, Bochum, 
Kaiserslautern und Duden-
hofen. Dieses ehemals deut-
sche Traditionsunternehmen 
ist in den Konzern General 
Motors komplett integriert. 
Was also passiert mit den 
möglicherweise vom Steu-
erzahler bereitgestellten 
Geldern zur Rettung der 
Opelaner? Verbleiben sie im 
Land? Wohl kaum! Daher:

Keine Unterstützung 
von ausländischen Groß-
konzernen in der BRD!

Im Rahmen der Landtags-
debatte zum Antrag „Keine 
Steuergelder für Großkon-
zerne“ (Drucksache 5/1964) 
fordert daher die NPD:

► ein Sofortprogramm 
des Landes zur Stärkung der 
Kapitaldecke für kleine und 
mittlere Unternehmen;

► Steuerstundungen für 
notleidende Handwerksbe-
triebe, die aufgrund von ho-
hen Außenständen Liquidi-
tätsprobleme haben;

► eine Aufklärungskam-
pagne über Fördermöglich-
keiten für Klein- und Mittel-
standsbetriebe;

► die Einführung eines 
Mindestlohnes von 8,80 Eu-
ro Brutto plus Inflationsaus-
gleich;

► eine Bundesratsinitiati-
ve mit dem Ziel, endlich die 
Zahlungen an die EU rapide 
zurückzufahren, um die frei 
werdenden Mittel zur Stär-
kung regionaler Wirtschaft-
kreisläufe einzusetzen.

Damit wäre gewähr-
leistet, was der Chef der 
Hapag Lloyd forderte: 
Unternehmen in der BRD, 
die „betriebwirtschaftlich 
reinrassig deutsch“ blei-
ben. 

Keine Steuergelder 
für Großkonzerne
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Herr Pastörs, welche 
grundsätzliche Position 
bezieht Ihre Fraktion zur 
Bankenkrise?

Zunächst schlage ich vor, 
daß wir das Wort Banken-
krise in diesem Zusammen-
hang aus unserem Wort-
schatz streichen. Handelt es 
sich doch um einen Tanz um 
das goldene Kalb, bei dem 
sich eine ganze Epoche zu 
Tode verausgabt. Sie kostet 
das Hier und Jetzt in vollen 
Zügen aus, ohne nach dem 
Morgen zu fragen, wie es in 
einem kritischen Aufsatz zur 
aktuellen Finanzsituation 
heißt. 

Die Globalisierung wurde 
uns als neuer Wohlstands-
quell für alle angepriesen. 
Globalisierung heißt aber 
neben freiem Menschen- 
und Dienstleistungsverkehr 
auch, die letzten Fesseln für 
den Kapitalverkehr zu lösen. 
Die Folgen sehen wir jetzt. 

Und man kann es nicht oft 
genug betonen: Das Geld 
hat nicht die Menschen er-
funden, sondern die Men-
schen das Geld, damit es 
ihnen dienstbar sei. Im jetzi-
gen globalistischen System 
hat sich das Geld die Völker 
dienstbar gemacht, sie förm-
lich versklavt und über Zins 
und Zinseszins verknechtet. 
Das Ganze wird dann, welch 
Treppenwitz der Geschichte, 
auch noch mit Phrasen wie 
„Freiheit“ und „Demokratie“ 
verkauft. Fragt sich nur, für 
wen? Insofern lobe ich mir 
die entwaffnende Offenheit 
eines bekannten hebrä-
ischen Geldverleihers. Der 
sagte einst: „Man übertra-

ge mir das Recht der Geld-
schöpfung in einem Land 
und mich interessiert seine 
Staatsform nicht mehr.“ Mitt-
lerweile saugt eine weltweit 
agierende Finanzmafia noch 
den Rest der Volkswirt-
schaften aus, in denen der 
Mittelstand eine regelrechte 
Ausschlachtung erfährt. Den 
Multis aber, von Politik und 
Medien unterstützt, wird mit 
Milliardenbeträgen zu Hilfe 
geeilt.  

Eine Krise kann man viel-
leicht mit dem einen oder 
anderen Mittelchen heilen. 
Hier haben wir es mit einem 
Krebsgeschwür zu tun, das 
konsequent behandelt wer-
den muß. 

Welchen Ausweg sehen 
Sie bzw. sieht Ihre Partei? 

Die Zeit für einen radikalen 
Wandel ist da. Und der kann 
nur unter einer Überschrift 
stehen: „Verstaatlichung der 
Banken – jetzt!“ Nach Arti-
kel 15 des Grundgesetzes 
ist dies durchaus möglich. 
„Grund und Boden, Natur-
schätze und Produktionsmit-
tel können zum Zwecke der 
Vergesellschaftung durch 
ein Gesetz, das Art und 
Ausmaß der Entschädigung 
regelt, in Gemeineigentum 
oder in andere Formen der 
Gemeinwirtschaft überführt 
werden“, heißt es dort. Nur 
das konsequente An-die-
Kette-legen der Finanz-
ströme kann einer weiteren 
Pervertierung auf dem Ka-
pitalmarkt einen Riegel vor-
schieben. 

Die anderen im Landtag 
vertretenen Parteien ha-

ben aber doch auch An-
träge für eine Bereinigung 
der Situation gestellt …

Sicher, aber schauen Sie 
sich die Wischiwaschi-An-
träge doch einmal an. Da 
ist von „mehr Kontrolle“ die 
Rede, werden in Verlegen-
heits-Rhetorik alle mög-
lichen Geldanlagen zum 
Teufel gewünscht, ist von 
einer Besteuerung größerer 
Finanztransaktionen ebenso 
die Rede wie von einer neu-
en Geschäftsethik. 

Eins dürfen wir aber nicht 
vergessen: Die politische 
Klasse der BRD, und dazu 
gehören auch deren regio-
nale Konkurswürstchen, hat 

beifallsspendend zugese-
hen, wie phantastische Ge-
winne zum ausschließlichen 
Vorteil einer dünnen Ober-
schicht privatisiert wurden, 
und nun Hunderte von Milli-
arden entstandener Verluste 
der Gemeinschaft, sprich, 
den Steuerzahlern und 
Hartz-IV-Empfängern aufge-
bürdet werden. 

Das „Finanzstabilisie-
rungsgesetz“ des Bundes 
ist nichts anderes als ein 
„Zwangsabgabegesetz für 
Geringverdiener zur Auffül-
lung der Kassen von Zok-
kern“, eine Notverordnung 
aus dem Hause Merkel, 
vorbei an den Parlamenten, 
ohne jedes Mitspracherecht 

der Legislative, und das in 
einem Land, wo der Parla-
mentarismus, glaubt man 
offiziellen Darstellungen, 
einer heiligen Kuh gleicht. 
Hier hinein paßt auch die 
zeitweise gehegte Überle-
gung, Herrn Tietmeyer von 
der Bankrott-Bank Hypo Re-
al Estate als Merkel-Berater 
mit ins Boot zu holen.  

Ganz köstlich ist es auch 
zu wissen, daß der linke La-
fontaine als Aufsichtsratsmit-
glied der KfW-Bank kräftig 
abkassiert, nach außen hin 
aber den Anwalt der kleinen 
Leute mimt – mehr ist zum 
Lebemann Genossen Oskar 
wohl nicht zu sagen, außer: 
Ob Grüne, Rote, Schwarze, 
Gelbe – ist doch eh all das-
selbe.   

Welche Auswirkungen 
haben die Gaunereien auf 
M-V?

Auch wenn der neue Mini-
sterpräsident, Herr Sellering 
von der SPD, das Beben der 
Weltfinanzmärkte in seiner 
Regierungserklärung mit ein 
paar Nebensätzen abgetan 
hat, sind die Auswirkungen 
für die Menschen draußen 
sehr spürbar, gerade wenn 
sie Verantwortung für ande-
re haben. Tausende kleine 
Handwerksbetriebe, aber 
auch die Werften und Auto-
zulieferer fürchten, daß nicht 
gewährter Kredite zu noch 
stärkeren Engpässen füh-
ren, die in Schließungen und 
damit der Vernichtung weite-
rer Stellen gipfeln könnten. 

Die Situation in Mittel-
deutschland droht sich jetzt 
noch einmal zu verschärfen, 
da die Arbeitslosigkeit hier 
bekanntlich nach wie vor 
sehr hoch ist – denken Sie 
auch an die geschönten Ar-

beitsmarktzahlen. Gar nicht 
zu erwähnen bräuchte man 
die unverändert anhaltende 
Abwanderung. 

Angesichts dieser Zusam-
menschau sollten die Da-
men und Herren Alt-Politiker 
doch einmal zum Schlosse-
rei- oder Tischlerbetrieb um 
die Ecke gehen und dem 
Meister und seinen Gesellen 
erklären, warum die Bun-
desregierung mit Zustim-
mung der Länder ein 500 
Milliarden Euro schweres 
Unterstützungsprogramm 
für Betrüger-Banken auf den 
Weg bringen konnte, derweil 
der redlich Schaffende sich 
bei Kreditwünschen schon 
vorher bis auf die Unterhose 
ausziehen mußte. 

Wir Nationalen forderten 
deshalb im Landtag ein So-
fortprogramm des Landes 
zur Stärkung der Kapital-
decke für kleine und mittlere 
Unternehmen, großzügige 
Steuerstundungen für not-
leidende Handwerksbe-
triebe, die aufgrund hoher 
Außenstände in Engpässe 
gerieten, eine nachvollzieh-
bare Aufklärungskampagne 
über Fördermöglichkeiten 
für Kleinbetriebe und Mit-
telständler, die Einführung 
eines Mindestlohnes von 
8,80 Euro Brutto plus Infla-
tionsausgleich sowie eine 
Bundesrats-Initiative der 
Landesregierung mit dem 
Ziel, endlich die EU-Zahlun-
gen zurückzufahren, um die 
so frei werdenden Mittel zur 
Stärkung regionaler Wirt-
schaftskreisläufe einzuset-
zen.  

Bei diesen Forderungen 
bleibt es – die bisherige Ent-
wicklung hat uns hier recht 
gegeben und sie wird uns 
auch weiter recht geben. 

„Die Zeit für einen radikalen Wandel ist da“ 

So lautete der Titel des 
Antrages, der die Lan-

desregierung aufforderte, 
über eine Bundesratsin-
itiative die Schaffung einer 
Volksgesundheitskasse auf 
den Weg zu bringen. Schon 
allein der Begriff sorgte für 
die einstudierten „demokrati-
schen Reflexe“. Die Begrün-
dung den Antrages durch die 
NPD-Fraktion konfrontierte 
die Damen und Herren vom 
„demokratischen Block“ mit 
der Realität im Gesundheits-
system:

„Im derzeitigen, unterfi-
nanzierten Gesundheitssy-
stem gibt es noch zahlreiche 
Möglichkeiten, um Kosten zu 
sparen. Dazu zählen nicht 
zuletzt die immensen Ver-
waltungskosten, die die im-
mer stärker ins Zentrum der 
aktiven Gesundheitspolitik 
rückenden Krankenkassen 

verursachen. Die Kranken-
kassen werden heute mehr 
und mehr zum aktiven Ge-
sundheitsversorger und 
damit zum Geschäftsunter-
nehmen, das nicht nur das 
Allgemeinwohl und die Ge-
sundheitspflege, sondern 
vor allem auch die Gewinn-
maximierung zum Ziel hat.

Statt der unzähligen klei-
nen Krankenkassen, die 
aufgrund des ökonomischen 
Wettbewerbs nicht nur Fra-
gen der Gesundheitsvorsor-
ge im Auge haben können 
und die, jede für sich, hohe 
Verwaltungskosten produ-
zieren, sollte eine Volksge-
sundheitskasse geschaffen 
werden. Unter staatlicher 
Führung stehend, ist mit ihr 
der Anspruch verbunden, 
allein dem Allgemeinwohl 
verpflichtet zu sein. Der Na-
me Volksgesundheitskas-
se dokumentiert, daß diese 
Kasse ihr Handeln allein an 
der Gesundheit des Volkes 
orientiert. Ein solcher Schritt 
wäre angesichts einer durch 
Fremdleistungen im Sach- 
wie im Humanbereich über-
strapazierten Gesundheits-
politik ein deutliches Signal 
zur Solidarisierung in diesem 
Bereich.“

Volksgesundheitskasse 
schaffen Damit die GKV ein ge-

sundes Fundament 
bekommt, muß sie von 
den versicherungsfremden 
Leistungen befreit werden. 
Jährlich gehen dem deut-
schen Gesundheitssystem 
dadurch Milliarden verlo-
ren.

Es gibt Staatsverträge, 
beispielsweise mit der Tür-
kei und Ex-Jugoslawien, 
in denen geregelt ist, daß 
Familienangehörige von 
in Deutschland lebenden 
Ausländern auf Kosten des 
deutschen Gesundheits-
systems versorgt werden. 
Und dabei zählt nicht etwa 
die Definition der Familie, 
wie sie in Deutschland üb-
lich ist, sondern die Famili-
endefinition der Türkei und 
Ex-Jugoslawiens. Dadurch 
ist dafür gesorgt, daß nicht 
nur die Kinder familienver-
sichert sind, sondern auch 
Eltern, Onkels und Tanten. 

In der Antragsbegründung 
heißt es darum: „Die Ge-
setzlichen Krankenversiche-
rungen sind von versiche-
rungsfremden Leistungen 
zu befreien, damit sie ihrer 
eigentlichen Aufgabe, der 
Gesunderhaltung des Vol-
kes, besser nachkommen 
können.“

Ob es dem „demokrati-
schen Block“ um die Ge-
sunderhaltung unseres 
Volkes geht, darf bezweifelt 
werden. Der Antrag wurde 
abgelehnt; die Forderung 

nach Streichung von fi-
nanziellen Zuwendungen 
an das Ausland wurde als 
„Ausländerfeindlichkeit“ 
bezeichnet. 

Die Etablierten leben in 
einer anderen Welt. Sie ha-
ben vielfach die Bodenhaf-
tung verloren und bekom-
men daher von den „Seg-
nungen“ des Gesundheits-
systems nicht viel mit. Unter 
diesen Segnungen leiden 
aber die Menschen, die 
sich ihr Monatsgehalt nicht 
selbst festlegen können.

Die Gesetzliche 
Krankenversicherung (GKV)

Im Gespräch mit dem NPD-Fraktionsvorsitzenden Udo Pastörs

Alles wird teurer, nichts besser - darum:

Einer zahlt - die ganze Sippe ist mitversichert.
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Laut Geschäftsordnung 
„erhalten Landtagsabge-
ordnete einen Ordnungs-
ruf, wenn sie die Würde 
und die Ordnung des 
Hauses verletzten.“ Aber 
es werden auch unabläs-
sig Ausdrücke und Re-
dewendungen willkürlich 
als „unparlamentarisch“ 
gerügt. Denn ob ein Ab-
geordneter die „Würde 
des Hauses verletzt“, liegt 
allein im Ermessen des 
Präsidenten. Und so ern-
ten unsere Abgeordneten 
für jedes unbequeme Wort 
einen Ordnungsruf. Doch 
ehrlich gesagt, den ernten 
wir gern! Denn wir sind 
unbestechlich und lassen 
uns von niemandem den 
Mund verbieten. 

So hielten wir den Na-
men „Der Ordnungsruf“ 
für unser Mitteilungsblatt 
am treffendsten.

Ordnungsruf?

Was macht man ei-
gentlich als ehrgei-

ziger, aber blasser Politi-
ker, der gern einmal Lan-
desvater werden möchte? 
Die Monarchie und Erb-
folge ist abgeschafft. Der 
Kandidat muß sich also 
in sein Schicksal fügen? 
Nicht so in Mecklenburg-
Vorpommern.

Bester Beleg ist der 
steile politische Aufstieg 
des Erwin Sellering. Als 
Sozialminister, der ge-
rade noch frech in den 
Geldbeutel der Blinden im 
Land gegriffen hatte, un-
beliebt im Land, konnte er 
trotzdem mit viel Tamtam 
das höchste Amt antreten 
und freut sich nun über 
auskömmliche Bezüge.

Die SPD hatte schon 
befürchtet, sie würde 
nach dem Abtreten des 
alten Ministerpräsiden-
ten Ringstorff keinen Fuß 
mehr auf die Erde be-
kommen, da kam die In-
thronisierung Sellerings 
gerade recht. Die CDU 
läßt sich ohnehin von 
Kommunisten und Sozial-
demokraten auf der Nase 
herumtanzen und machte 
das Spiel mit.

Die NPD wollte die-
sem Geschiebe um die 
Macht ein Ende bereiten 
und forderte deshalb im 
Landtag die Direktwahl 
des Ministerpräsiden-
ten durch das Volk. Daß 
dieser Vorschlag bei den 
Systemparteien nicht so 
gut ankam, konnte man 
ahnen.

Minister-
präsidenten 

durch das Volk 
wählen!

Öffentliche Rechtsberatung

NPD-Fraktion wehrt sich gegen Nano-Partikel

Im Rahmen sogenannter 
Eingliederungs-Verein-

barungen werden von den 
Ämtern gern auch „Arbeits-
gelegenheiten mit Mehrauf-
wandsentschädigung“, bes-
ser bekannt als „Ein-Euro-
Jobs“, vergeben. Rechtliche 
Quelle ist § 16 (3) des zwei-
ten Sozialgesetzbuches. Er-
werbsfähige Hilfebedürftige, 
die keine Arbeit finden, sol-
len demnach die Möglichkeit 
zur Wahrnehmung von Be-
schäftigungsgelegenheiten 
erhalten. Ein Arbeitsverhält-
nis im Sinne arbeitsrecht-
licher Normen begründen 
sie aber nicht. Gewiß, zwar 
gelten die Vorschriften über 
Arbeitsschutz und Bundes-
urlaubsgesetz, wobei die 
Regelungen zum Urlaubs-
geld keine Anwendung fin-
den. Das wäre ja noch zu 
verschmerzen, nicht aber 
die den Maßnahmeträgern 
eingeräumte Möglichkeit, 

die Beschäftigung jederzeit 
willkürlich zu beenden, ohne 
daß der Betroffene sich in 
irgendeiner Weise zur Wehr 
setzen könnte. 

Die NPD forderte deshalb 
in einem Antrag, in den ge-
nannten Paragraphen einen 
Passus aufzunehmen, der 
den Schutz der zu Arbeits-
gelegenheiten verpflichteten 

Beim Thema Volksgesund-
heit schalten die „Demo-

kraten“ immer auf Durchzug. 
Ob es um Anträge zur Gen-
technik oder um Fragen des 
Einsatzes der sogenannten 
Nano-Technologie in Lebens- 
und Arzneimitteln geht, alle 
Anträge der NPD-Fraktion 
wurden abgelehnt.

Dabei weisen kritische 
Wissenschaftler besonders 
auf die möglichen Risiken der 
Technologie hin. Völlig harm-
lose Stoffe können als Na-
no-Partikel im menschlichen 
Körper aggressiv und zerstö-
rend wirken. Allein dieses Ri-
siko für den Menschen sollte 
reichen, um den Einsatz der 
Technologie bei Lebens- und 
Arzneimitteln zu untersagen. 
Aber die Vertreter vom „de-
mokratischen Block“ denken 
gar nicht daran, in dieser 

Richtung aktiv zu werden. 
Das Vorsorgeprinzip scheint 
für sie keine Bedeutung zu 
haben, auch wenn es in 
der zentraleuropäischen 

Rechtstradition eine bedeu-
tende Stellung einnimmt. 

Bis zum Beweis der Ge-
fahrlosigkeit sollte der Ein-
satz bestimmter Stoffe und 
Technologien untersagt wer-
den, um unberechenbare Ri-
siken von Mensch und Natur 
abzuwenden. Die selbster-
nannten Demokraten verfah-
ren aber so, wie es in Ameri-
ka üblich ist. Bis zum Beweis 
von Schäden und negativen 
Auswirkungen auf Mensch 
und Umwelt sind dort alle 
Mittel, Stoffe und Technolo-
gie erlaubt.

Die NPD-Fraktion hinge-
gen wird auch auch weiterhin 
eine Kennzeichnungspflicht 
für Lebensmittel und Arznei-
mittel, die mit Hilfe der Nano-
Technik verändert worden 
sind, fordern.

Die NPD-Fraktion brach-
te den Antrag „Antiger-

manismus bekämpfen“ in 
den Landtag ein, System-
parteien, Landtagsverwal-
tung und Presse tobten. 
Warum eigentlich? Billigt 
man den Deutschenhaß, 
der sich im Zuge der mas-
siven Überfremdung fast 
ungehindert ausbreitet?

Mit Ordnungsrufen und 
und anderen Willkür-Maß-
nahmen – der NPD-
Redner Tino Müller 
wurde, weil er sein 
Recht auf freie Mei-
n u n g s ä u ß e r u n g 
wahrnahm, von drei 
Sitzungstagen aus-
geschlossen – sollte 
verhindert werden, 
daß öffentlich 
wird, wie sich die 
realexist ierende 
multikulturelle Ge-
sellschaft in ganz Eu-
ropa darstellt.

Daß Haß immer nur 
auf lange Sicht Haß 
erzeugt und in der Ge-
schichte erzeugt hat, 
sollte im Landtag  erst 
gar nicht zur Sprache 
kommen. Für die Ver-
treter der Systempar-
teien hatten die Aus-
schreitungen gegen 
Juden und jüdische 
Gotteshäuser in 
Deutschland vor 
70 Jahren wohl nur 
eine Ursache: Die 
kriminelle Energie der 
Deutschen in dieser Zeit.

Die Frage, ob etwa die 
Kriegserklärung des 
Jüdischen Welt-
k o n g r e s s e s 

Kündigungsschutz 
bei „Ein-Euro-Jobs“

gegen Deutschland im 
Jahr 1933 oder die Ermor-
dung Wilhelm Gustloffs 
1937 oder Ernst vom Raths 
1938 – alles Dinge, die aus 
dem Haß gegen Deutsch-
land motiviert waren – die 
Reaktion der deutschen 
Bevölkerung beeinflußt ha-
ben, darf in diesem Land 
noch nicht einmal gestellt 
werden.

Dieses Frageverbot so-
wie die hysterischen Re-
aktionen der Landtags-
präsidentin Bretschneider 
werden jedoch viele Men-
schen zum Nachdenken 
bewegen. Bei diesem Ta-
gesordnungspunkt mußten 
gleich drei NPD-Redner 
ans Pult: Tino Müller, Rai-
mund Borrmann und Ste-
fan Köster. 

Vergiftete Nahrungsmittel

Leistungsbezieher vor will-
kürlichen Kündigungen be-
inhaltet. Da das SGB-Werk 
aber ein Bundesgesetz dar-
stellt, wäre auch hier eine 
Bundesrats-Initiative der 
Landesregierung vonnöten 
gewesen. Doch verweiger-
ten die übrigen im „Hohen 
Hause“ vertreten Kräfte ei-
nen entsprechenden Land-
tagsbeschluß.  

Fragen und klagen? Klar, 
kannst du, nur ist dafür 

bald ein Eintrittsgeld fällig. 
Tatsächlich sind Bestrebun-
gen im Gange, mit denen 
der Zugang zur Beratungs-
hilfe mittels Gebührener-
hebung erschwert werden 
soll. Gleichzeitig bieten ei-
nige Amtsgerichte in M-V 
in Zusammenarbeit mit der 
Rechtsanwaltskammer eine 
kostenlose Rechtsberatung 
an. Was liegt da näher, als 
den bereits vorhandenen, 
landeseigenen Grundstock 
so auszudehnen, daß er flä-
chendeckenden Charakter 
annimmt, somit jedem Bür-
ger zugänglich ist und natür-
lich genau jene Leistungen 
der heutigen Beratungshilfe 
erbringt. 

„Öffentliche Rechtsbera-
tung statt Beratungshilfe“ 

lautete das entsprechende 
Motto eines NPD-Antrages, 
in dem gefordert wurde, die 
vielversprechenden Ansätze 
zu einem Strom zu vereinen. 

Um ganz sicher zu ge-
hen, schlugen die Nationa-
len die Inanspruchnahme 
einer Sonderregelung vor, 
die heute schon in Ansät-
zen für Hamburg, Bremen 
und Berlin gilt: Dort tritt die 
öffentliche Rechtsberatung 
entweder an die Stelle der 
(bald kostenpflichtigen?) 
Beratungshilfe oder es be-
steht, so in Berlin, die Wahl-
möglichkeit. Dazu wäre eine 
Bundesrats-Initiative der 
Landesregierung vonnöten 
gewesen, doch verweigerten 
die volksvergessenen Block-
parteien dem richtungswei-
senden Vorstoß der NPD 
ihre Zustimmung. 

www.npd-fraktion-mv.de

Anti-Germanismus
bekämpfen

Die Wahrheit tut weh

Hier sprechen wir!
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